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Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Stadt Landau für das Haushaltsjahr 
2023

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 14.02.2023, hier eingegangen am 21.02.2023, hat die Stadtverwal­

tung Landau die vom Stadtrat der Stadt Landau in der Sitzung am 31.01.2023 be­

schlossene Haushaltssatzung und den Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 mit 

den entsprechenden Bestandteilen und Anlagen vorgelegt und die notwendigen Ge­

nehmigungen beantragt.

Im Basishaushalt 2023 wird im Ergebnishaushalt ein Jahresfehlbetrag in Höhe von 

2.025.929 € ausgewiesen. Auch im Finanzhaushalt plant die Stadt mit einem Defizit in 

Höhe von 476.379 €. Demzufolge ist es der Stadt nicht gelungen, den Basishaushalt 

für das Haushaltsjahr 2023 auszugleichen.

Dementsprechend bitte ich um ausführliche Stellungnahme, aus welchen Gründen der 

Haushaltsausgleich nicht erreicht wurde, was einen Verstoß gegen das Gebot des 

Haushaltsausgleichs gemäß § 93 Abs. 4 GemO i. V. m. § 18 Abs. 1 GemHVO dar­

stellt.
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Konto:
Bundesbank Koblenz
BIG: MARKDEF1570 IBAN: DE15570000000057001513
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Ich bitte zudem um Stellungnahme, inwieweit die Stadt unter größtmöglicher Kräf­

teanspannung1 das Defizit im Basishaushalt 2023 so gering wie möglich geplant hat.

Im Rahmen des Haushaltsanschreibens führen Sie aus, dass diverse Konsolidie­

rungspotentiale ausgelotet wurden, um eine zukünftige Haushaltsverbesserung auf 

den Weg zu bringen. So findet eine Anpassung der Parkgebühren im Haushaltsjahr 

2023 statt und die Erhöhung der Realsteuerhebesätze ist zum 1. Januar 2024 vorge­

sehen.

Konkret bitte ich, entsprechend der vorstehenden Ausführungen, um Darstellung, wel­

che Einnahme- und auch Einsparpotentiale (auch anhand entsprechender Haushalts­

werte) ausgeschöpft wurden, die das Haushaltsdefizit adressieren. Des Weiteren bitte 

ich um Erläuterung, aus welchen Gründen die Anpassung der Realsteuern nicht 

schon im Haushaltsjahr 2023 adressiert wird.

Ich weise darauf hin, dass mit diesem Ersuchen die Frist nach § 119 Abs. 1 Satz 2 

und 4 GemO unterbrochen ist und nach § 119 Abs. 1 Satz 3 und 4 GemO erst nach 

Vorlage aller erbetenen Unterlagen eine neue Frist von zwei Monaten zu laufen be­

ginnt. Unbeschadet dessen werde ich die Prüfung des Haushalts auf der Grundlage 

der mir vorliegenden Unterlagen fortführen.

Nach Vorlage der erbetenen Unterlagen wird Ihnen die Haushaltsverfügung baldmög­

lichst übersandt.

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag

Martin Schulte

vgl. Urteil desVGH vom 16.12.2020, Az.: VGH N 12/19 Rn. 103 m.w.N.
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